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Nürnberg, im Oktober 2019 
 
 
 
 
Pflicht zur Mitteilung grenzüberschreitender Steuergestaltungen 
 
Die Bundesregierung hat am 09.10.2019 den Entwurf eines Gesetzes zur Einführung einer Pflicht zur Mitteilung 
grenzüberschreitender Steuergestaltungen beschlossen, der nun ins Gesetzgebungsverfahren eingebracht wird. 
 
Nach dem Entwurf sind Kreditinstitute, Steuerberater, Rechtsanwälte und Wirtschaftsprüfer künftig verpflichtet, 
dem Bundeszentralamt für Steuern (BZSt) grenzüberschreitende Steuergestaltungsmodelle mitzuteilen, die sie 
konzipiert, organisiert oder verkauft haben. Gleichzeitig müssen auch Angaben zum Nutzer der Steuergestaltun-
gen mitgeteilt werden. Die Anzeige muss spätestens innerhalb von 30 Tagen an das BZSt erfolgen, nachdem die 
Steuergestaltung zur Umsetzung bereitgestellt wurde. 
 
Bei grenzüberschreitenden Strukturen werden regelmäßig die Unterschiede der Steuerrechtsordnungen mehrerer 
Staaten ausgenutzt, wodurch es häufig zu einem beträchtlichen Rückgang der Steuereinnahmen in den EU-
Mitgliedstaaten kommt. Vor diesem Hintergrund wurde die Richtlinie 2011/16/EU (sog. Amtshilferichtlinie) durch 
die Richtlinie (EU) 2018/822 des Rates der Europäischen Union vom 25.05.2018 (ABI L 139 v. 05.06.2018, S. 1) 
ergänzt, die bis Ende 2019 in nationales Recht umzusetzen ist. Mit dem Gesetz zur Einführung einer Pflicht zur 
Mitteilung grenzüberschreitender Steuergestaltungen soll diese Richtlinie in nationales Recht umgesetzt und eine 
entsprechend den Vorgaben rechtspolitisch und veranlagungsunterstützend ausgestaltete Mitteilungspflicht für 
bestimmte grenzüberschreitende Steuergestaltungen eingeführt werden. Die entsprechenden Informationen sollen 
außerdem zwischen den Mitgliedstaaten ausgetauscht werden. 
 
Mit dem neuen Gesetz sollen auch in Deutschland die Finanzverwaltung und der Gesetzgeber in die Lage versetzt 
werden, Steuervermeidungspraktiken und Gewinnverlagerungen zeitnah zu identifizieren und ungewollte Gestal-
tungsspielräume zügig zu schließen. 
 
Im Gesetzentwurf sind folgende Regelungen hervorzuheben: 
 
- Die Pflicht zur Mitteilung wird ausgelöst, wenn eine grenzüberschreitende Steuergestaltung bestimmte 

Kennzeichen erfüllt, die sich eng an der Richtlinie (EU) 2018/822 orientieren. Dabei wird unterschieden zwi-
schen Kennzeichen, bei denen zusätzlich der sog. Relevanztest („Main-benefit“-Test, d.h., einer der Haupt-
vorteile muss ein steuerlicher Vorteil sein) erfüllt sein muss (§ 138d Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 Buchst. a, § 138e 
Abs. 1 AO-E), und solchen Kennzeichen, bei denen allein bestimmte steuerrechtlich erhebliche Tatsachen 
die Mitteilungspflicht auslösen (§ 138d Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 Buchst. b, § 138e Abs. 2 AO-E). 

 
- Die Pflicht zur Mitteilung obliegt grundsätzlich dem sog. Intermediär (§ 138d Abs. 1 AO-E). Dieser muss 

binnen 30 Tagen nach Eintritt des mitteilungspflichtigen Ereignisses (vgl. § 138f Abs. 2 AO-E) die grenz-
überschreitende Steuergestaltung unter Angabe der betroffenen Kennzeichen und Rechtsvorschriften dem 
BZSt mitteilen (§ 138f Abs. 1 und 3 AO-E). Intermediär ist, wer eine grenzüberschreitende Steuergestaltung 
vermarktet, für Dritte konzipiert, organisiert oder zur Nutzung bereit stellt oder ihre Umsetzung durch Dritte 
verwaltet.  

 
- Der Intermediär ist zudem verpflichtet, dem BZSt personenbezogene Daten zum Nutzer der grenzüber-

schreitenden Steuergestaltung mitzuteilen (§ 138f Abs. 3 Nr. 2, 3 und 10 AO-E). Unterliegt der Intermediär 
diesbezüglich einer Verschwiegenheitspflicht und entbindet der Nutzer ihn hiervon nicht, geht diese Mittei-
lungspflicht unter bestimmten weiteren Voraussetzungen auf den Nutzer über (§ 138f Abs. 6 AO-E).  

 
- Das Verfahren zur Mitteilung einer grenzüberschreitenden Steuergestaltung durch den Nutzer der Gestal-

tung regelt § 138g AO-E.  
 

 



 
Sämtliche Beiträge sind mit Sorgfalt bearbeitet, dennoch kann für ihren Inhalt keine Haftung übernommen werden. 

 
 
 
- Das Verfahren zur Mitteilung marktfähiger grenzüberschreitender Steuergestaltung regelt § 138h AO-E. 
 
- Der automatische Austausch der Daten über mitteilungspflichtige grenzüberschreitende Steuergestaltungen 

unter den EU-Mitgliedstaaten wird über ein sicheres Zentralverzeichnis erfolgen (Art. 1 Nr. 4 der Richtlinie 
(EU) 2018/822). Die Mitgliedstaaten werden die ihnen mitgeteilten grenzüberschreitenden Steuergestaltun-
gen in das Zentralverzeichnis einstellen und ihrerseits auf im Zentralverzeichnis gespeicherte Informationen 
anderer Mitgliedstaaten zugreifen, soweit sie von Steuergestaltungen jeweils betroffen sind (§ 7 Abs. 13 und 
14 EU-AHiG-E). 

 
- Die vorsätzliche oder leichtfertige Verletzung der Mitteilungspflicht grenzüberschreitender Steuergestaltun-

gen ist eine Ordnungswidrigkeit und kann mit einem Bußgeld von bis zu 25.000 € belegt werden (§ 379 Abs. 
2 Nr. 1e bis 1g AO-E). 

 
- Das Gesetz soll zum 01.01.2020 in Kraft treten. Die neuen Regelungen sollen dann ab dem 01.07.2020 

angewendet werden. Der erste Austausch der erhobenen Daten soll bis zum 31.10.2020 abgeschlossen 
sein; danach erfolgt er quartalsweise. 

 
Praxis-Tipp: 
Der Regierungsentwurf enthält – anders als von vielen erwartet – keine nationale Anzeigepflicht für Steuergestal-
tungen. Offensichtlich konnte sich die Bundesregierung auf eine solche Erweiterung der EU-rechtlichen Vorgaben 
nicht verständigen. In publik gewordenen Vorentwürfen war eine solche nationale Anzeigepflicht noch enthalten. 
Es wird nun aber wohl (vorerst) bei der Umsetzung der EU-Richtlinie bleiben. Der Abschluss des Gesetzgebungs-
verfahrens bis zum Jahresende ist beabsichtigt. 
 
 
Änderung wegen nachträglich bekannt gewordener Tatsache 
 
Bekannt sind der Finanzbehörde alle Tatsachen, die sich aus dem gesamten Inhalt der bei ihr geführten 
Akte ergeben. Unerheblich ist, ob der Steuerfall nur überschlägig zu prüfen war. Bekannt sind Tatsachen, 
die dem für die Entscheidung über die Steuerfestsetzung zuständigen Sachbearbeiter zur Kenntnis ge-
langen. 
*BFH, Urt. v. 12.03.2019 – IX R 29/17, NV 
 
In dieser Entscheidung fasst der BFH die durch Rechtsprechung und Schrifttum entwickelten Grundsätze wie folgt 
zusammen: 
 
Bekannt sind alle Tatsachen, die dem für die Entscheidung über die Steuerfestsetzung zuständigen Sachbearbei-
ter zur Kenntnis gelangen. Dabei ist grundsätzlich bekannt, was sich aus den bei der Finanzbehörde geführten 
Akten ergibt, ohne dass es auf die individuelle Kenntnis des Bearbeiters ankommt. Dazu gehören alle Schriftstü-
cke, die bei der Dienststelle vorliegen oder sie im Dienstgang erreichnen. Unerheblich ist, ob der Sachbearbeiter 
den Vorgang tatsächlich liest, in sein Wissen aufnimmt oder ihn nur überfliegt. Die Finanzbehörde muss sich den 
gesamten Inhalt der bei ihr geführten Akte als bekannt zurechnen lassen. Dies gilt auch, wenn der Bearbeiter den 
ihm vorliegenden Akteninhalt nicht vollständig prüft, z.B. weil er nur überschlägig prüft, ihm keine Prüfhinweise 
dazu vorliegen oder die vorliegenden Prüfhinweise andere im Änderungsverfahren nicht streitige Tatsachen be-
treffen. Eine andere Sichtweise würde es dem Finanzamt ermöglichen, durch einseitige Beschränkung seiner 
steuerlichen Ermittlungspflichten das Bekanntwerden bestimmter Tatsachen zu vermeiden und damit den gesetz-
lich geregelten Umfang der Bestandskraft nach eigenem Belieben zu verschieben. 
 
Verzichtet das Finanzamt daher auf die Sichtung ihm vorliegender Belege und damit auf die Nutzung ihm zugäng-
licher Erkenntnisquellen, so fällt dies in seinen eigenen Risikobereich. 
 
 
 
 
   Ihre Steuerberater 

 
 
 

Steuertermine November 2019 
11.11. Umsatzsteuer für Monatszahler u. Vierteljahreszahler (mit Dauerfristverlängerung) 
11.11. Lohn- und Kirchensteuer der Arbeitnehmer  



 
Sämtliche Beiträge sind mit Sorgfalt bearbeitet, dennoch kann für ihren Inhalt keine Haftung übernommen werden. 

15.11. Gewerbesteuer 
 


